
Regelwerk 

 

§ 1 Abs. 4 Z3 MRG 

3. Mietgegenstände, die im Wohnungseigentum stehen, sofern der Mietgegenstand in 

einem Gebäude gelegen ist, dass auf Grund einer nach dem 8. Mai 1945 erteilten 

Baubewilligung neu errichtet worden ist. 

§ 7a ETV 

§ 7a. Bei Vermietung einer Wohnung gemäß § 2 Abs. 1 MRG, BGBl. Nr. 520/1981 igF, ist 

sicherzustellen, dass die elektrische Anlage der Wohnung den Bestimmungen des ETG 

1992 entspricht; bei Anlagen, die über keinen Zusatzschutz gemäß ÖVE/ÖNORM E 8001-

1:2000-03-01, in der Fassung der Änderungen ÖVE/ÖNORM E 8001-1/A1:2002-04-01, 

ÖVE/ÖNORM E 8001-1/A2:2003-11-01, ÖVE/ÖNORM E 8001-1/A3:2007-10-01 und 

ÖVE/ÖNORM E 8001-1/A4: 2009-04-01, verfügen, ist, unbeschadet des vorhandenen 

Anlagenzustandes, der Schutz von Personen in der elektrischen Anlage durch den Einbau 

mindestens eines Fehlerstrom-Schutzschalters mit einem Nennfehlerstrom von nicht mehr 

als 30 mA, unmittelbar vor den in der Wohnung befindlichen Leitungsschutzeinrichtungen, 

sicherzustellen. Liegt hierüber keine geeignete Dokumentation vor, so kann die Mieterin 

bzw. der Mieter der Wohnung nicht davon ausgehen, dass die elektrische Anlage diesen 

Anforderungen entspricht. 

 

§§ 1117, 1118 ABGB 

§ 1117. Der Bestandnehmer ist berechtigt, auch vor Verlauf der bedungenen Zeit von dem 

Vertrag ohne Kündigung abzustehen, wenn das Bestandstück in einem Zustand übergeben 

oder ohne seine Schuld in einen Zustand geraten ist, der es zu dem bedungenen Gebrauch 

untauglich macht, oder wenn ein beträchtlicher Teil durch Zufall auf eine längere Zeit 

entzogen oder unbrauchbar wird. Aus dem Grunde der Gesundheitsschädlichkeit 

gemieteter Wohnräume steht dieses Recht dem Mieter auch dann zu, wenn er im Vertrage 

darauf verzichtet oder die Beschaffenheit der Räume beim Vertragsabschluss gekannt hat. 

§ 1118. Der Bestandgeber kann seinerseits die frühere Aufhebung des Vertrages fordern, 

wenn der Bestandnehmer der Sache einen erheblichen nachtheiligen Gebrauch davon 

macht; wenn er nach geschehener Einmahnung mit der Bezahlung des Zinses dergestalt 

säumig ist, dass er mit Ablauf des Termins den rückständigen Bestandzins nicht vollständig 

entrichtet hat; oder, wenn ein vermietetes Gebäude neu aufgeführt werden muss. Eine 

nützlichere Bauführung ist der Mieter zu seinem Nachtheile zuzulassen nicht schuldig, wohl 

aber notwendige Ausbesserungen. 

 

Art 1 – 4 EuFrÜb 

ARTIKEL 1 

(1) Dieses Übereinkommen ist auf die Berechnung von Fristen auf dem Gebiet des Zivil-, 

Handels- und Verwaltungsrechts einschließlich des diese Gebiete betreffenden 

Verfahrensrechts anzuwenden, soweit diese Fristen festgesetzt worden sind 

a) durch Gesetz, von einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde, 

b) von einem Schiedsorgan, wenn dieses die Art der Fristenberechnung nicht bestimmt 

hat, 



c) von den Parteien, wenn die Berechnungsart von ihnen nicht ausdrücklich oder 

stillschweigend vereinbart worden ist und sich auch nicht aus anwendbaren Bräuchen oder 

aus Gepflogenheiten, die sich zwischen den Parteien gebildet haben, ergibt. 

Das Übereinkommen ist jedoch nicht auf Fristen anzuwenden, die zurückberechnet werden. 

(2) Jede Vertragspartei kann, abweichend von Absatz 1, bei der Hinterlegung ihrer 

Ratifikations-, Annahme- oder Beitrittsurkunde oder jederzeit danach durch eine an den 

Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation erklären, dass sie die Anwendung 

aller oder einzelner Bestimmungen des Übereinkommens auf alle oder einzelne Fristen auf 

dem Gebiet des Verwaltungsrechts ausschließt. Jede Vertragspartei kann die von ihr 

abgegebene Erklärung jederzeit durch eine an den Generalsekretär des Europarats 

gerichtete Notifikation ganz oder teilweise zurücknehmen; diese Notifikation wird am Tag 

ihres Eingangs wirksam. 

ARTIKEL 2 

Im Sinn dieses Übereinkommens bedeutet der Ausdruck „dies a quo“ den Tag, an dem die 

Frist zu laufen beginnt, und der Ausdruck „dies ad quem“ den Tag, an dem die Frist abläuft. 

ARTIKEL 3 

(1) Fristen, die in Tagen, Wochen, Monaten oder Jahren ausgedrückt sind, laufen von 

Mitternacht des dies a quo bis Mitternacht des dies ad quem. 

(2) Absatz 1 schließt jedoch nicht aus, dass eine Handlung, die vor Ablauf einer Frist 

vorzunehmen ist, am dies ad quem nur während der gewöhnlichen Amts- oder 

Geschäftsstunden vorgenommen werden kann. 

ARTIKEL 4 

(1) Ist eine Frist in Wochen ausgedrückt, so ist der dies ad quem der Tag der letzten 

Woche, der dem dies a quo im Namen entspricht. 

(2) Ist eine Frist in Monaten oder Jahren ausgedrückt, so ist der dies ad quem der Tag des 

letzten Monats oder des letzten Jahres, der nach seiner Zahl dem dies a quo entspricht, 

oder, wenn ein entsprechender Tag fehlt, der letzte Tag des letzten Monats. 

(3) Ist eine Frist in Monaten und Tagen oder Bruchteilen von Monaten ausgedrückt, so sind 

zuerst die ganzen Monate und danach die Tage oder Bruchteile der Monate zu zählen; für 

die Berechnung von Bruchteilen von Monaten ist davon auszugehen, dass ein Monat aus 

30 Tagen besteht. 

 

§30 Abs. 2 Z1, Z3 MRG 

§ 30. (1) Der Vermieter kann nur aus wichtigen Gründen den Mietvertrag kündigen. 

(2) Als ein wichtiger Grund ist es insbesondere anzusehen, wenn 

1. der Mieter trotz einer nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgten Mahnung mit der 

Bezahlung des Mietzinses über die übliche oder ihm bisher zugestandene Frist hinaus, 

mindestens aber acht Tage im Rückstand ist; 

3. der Mieter vom Mietgegenstand einen erheblich nachteiligen Gebrauch macht, 

namentlich den Mietgegenstand in arger Weise vernachlässigt oder durch sein 

rücksichtsloses, anstößiges oder sonst grob ungehöriges Verhalten den Mitbewohnern das 

Zusammenwohnen verleidet oder sich gegenüber dem Vermieter oder einer im Haus 

wohnenden Person einer mit Strafe bedrohten Handlung gegen das Eigentum, die 

Sittlichkeit oder die körperliche Sicherheit schuldig macht, sofern es sich nicht um Fälle 



handelt, die nach den Umständen als geringfügig zu bezeichnen sind; dem Verhalten des 

Mieters steht, soweit er es unterließ, die ihm mögliche Abhilfe zu schaffen, das Verhalten 

seines Ehegatten und der anderen mit ihm zusammenwohnenden Familienangehörigen 

sowie der von ihm sonst in die gemieteten Räume aufgenommenen Personen gleich; 
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§ 6a. (1) Sofern nicht nach der Natur des Vertragsverhältnisses – wie etwa bei Zug um 

Zug zu erfüllenden Verträgen – Barzahlung verkehrsüblich ist, hat der Unternehmer dem 

Verbraucher für die Erfüllung von dessen Geldschuld ein verkehrsübliches Bankkonto 

bekanntzugeben. Dies gilt nicht, wenn eine bestimmte andere Art der Erfüllung – etwa im 

Weg der Einziehung oder mittels Kreditkarte – vereinbart wurde. 

(2) Wird die Geldschuld eines Verbrauchers gegenüber einem Unternehmer durch 

Banküberweisung erfüllt, so reicht es für die Rechtzeitigkeit der Erfüllung – abweichend 

von § 907a Abs. 2 erster Satz ABGB – auch bei einem im Vorhinein bestimmten 

Fälligkeitstermin aus, dass der Verbraucher am Tag der Fälligkeit den Überweisungsauftrag 

erteilt. 

 

§ 32 Abs. 1 WEG 

§ 32. (1) Die Aufwendungen für die Liegenschaft einschließlich der Beiträge zur Rücklage 

sind von den Wohnungseigentümern nach dem Verhältnis ihrer Miteigentumsanteile bei 

Ende der Abrechnungsperiode zu tragen. Besteht aber ein vor 

Wohnungseigentumsbegründung über ein wohnungseigentumstaugliches Objekt 

geschlossener Hauptmiet- oder Nutzungsvertrag (§ 1 Abs. 1 MRG, § 13 WGG) nach diesem 

Zeitpunkt weiter, so sind - soweit nichts anderes rechtswirksam vereinbart ist - nur die 

Beiträge zur Rücklage sowie die Kosten für die Erhaltung und Verbesserung nach der 

Regelung des ersten Satzes, die übrigen Aufwendungen jedoch nach dem 

Aufteilungsschlüssel zu tragen, der für das vor Wohnungseigentumsbegründung 

eingegangene Hauptmiet- oder Nutzungsverhältnis maßgeblich ist; hinsichtlich der diesem 

Aufteilungsschlüssel unterliegenden Aufwendungen kann jeder Wohnungseigentümer eine 

Überprüfung der Aufteilung gemäß § 37 MRG beziehungsweise § 22 WGG beantragen. 

 

§ 16 WEG 

§ 16. (1) Die Nutzung des Wohnungseigentumsobjekts kommt dem Wohnungseigentümer 

zu. 

(2) Der Wohnungseigentümer ist zu Änderungen (einschließlich Widmungsänderungen) an 

seinem Wohnungseigentumsobjekt auf seine Kosten berechtigt; dabei gilt Folgendes: 

1. Die Änderung darf weder eine Schädigung des Hauses noch eine Beeinträchtigung 

schutzwürdiger Interessen der anderen Wohnungseigentümer, besonders auch keine 

Beeinträchtigung der äußeren Erscheinung des Hauses, noch eine Gefahr für die Sicherheit 

von Personen, des Hauses oder von anderen Sachen zur Folge haben. 

2. Werden für eine solche Änderung auch allgemeine Teile der Liegenschaft in Anspruch 

genommen, so muss die Änderung überdies entweder der Übung des Verkehrs entsprechen 

oder einem wichtigen Interesse des Wohnungseigentümers dienen. Die Einbeziehung oder 

der Einbau einer Wasserentnahmestelle oder eines Klosetts in das Innere des 

Wohnungseigentumsobjekts, die Errichtung von Strom-, Gas-, Wasser- oder 

Fernsprechleitungen, Beheizungsanlagen und ähnlichen Einrichtungen kann aus diesem 



Grund jedenfalls nicht untersagt werden; das Gleiche gilt für das Anbringen der nach dem 

Stand der Technik notwendigen Einrichtungen für den Hörfunk- und Fernsehempfang sowie 

für Multimediadienste, sofern der Anschluss an eine bestehende Einrichtung nicht möglich 

oder nicht zumutbar ist. 

3. Werden für eine solche Änderung auch Wohnungseigentums- oder Zubehörobjekte 

anderer Wohnungseigentümer in Anspruch genommen, so muss überdies der betroffene 

Wohnungseigentümer die Änderung nur zulassen, wenn sie keine wesentliche und 

dauernde Beeinträchtigung seines Wohnungseigentums zur Folge hat und sie ihm bei 

billiger Abwägung aller Interessen zumutbar ist. Der Wohnungseigentümer, der die 

Änderung durchführt, hat den beeinträchtigten Wohnungseigentümer angemessen zu 

entschädigen. 

4. Ist eine behördliche Bewilligung für Änderungen erforderlich, die die anderen 

Wohnungseigentümer dulden müssen, so dürfen diese eine allenfalls erforderliche 

Zustimmung nicht verweigern. 

5. Die Z 1 und 4 gelten sinngemäß auch für Änderungen im Bestand räumlich unmittelbar 

aneinandergrenzender Wohnungseigentumsobjekte sowie für die Übertragung von 

Zubehörobjekten. 

(3) Der Wohnungseigentümer hat das Wohnungseigentumsobjekt und die dafür 

bestimmten Einrichtungen, insbesondere die Strom-, Gas- und Wasserleitungen sowie die 

Beheizungs- und sanitären Anlagen, auf seine Kosten so zu warten und in Stand zu halten, 

dass den anderen Wohnungseigentümern kein Nachteil erwächst. Er hat ferner das 

Betreten und die Benützung des Wohnungseigentumsobjekts zu gestatten, soweit dies zur 

Erhaltung der allgemeinen Teile der Liegenschaft und der Behebung ernster Schäden des 

Hauses erforderlich ist; für die vermögensrechtlichen Nachteile, die er dadurch erleidet, ist 

er von der Eigentümergemeinschaft angemessen zu entschädigen. 

 

§ 10 Abs. 1 HeizKG 

§ 10. (1) Von den Kosten für Heizung oder den nach § 9 ermittelten Kostenanteilen für 

Heizung und Warmwasser hat der Wärmeabgeber mindestens 55 vH und höchstens 75 vH 

der Energiekosten nach den Verbrauchsanteilen und den jeweiligen Rest nach der 

beheizbaren Nutzfläche aufzuteilen. 

§ 21 Abs. 3 MRG 

21 MRG (3) Der Vermieter darf zur Deckung der im Lauf eines Kalenderjahres fällig 

werdenden Betriebskosten und öffentlichen Abgaben zu jedem Zinstermin einen 

gleichbleibenden Teilbetrag zur Anrechnung bringen (Jahrespauschalverrechnung), der 

vom Gesamtbetrag der Betriebskosten und der öffentlichen Abgaben des 

vorausgegangenen Kalenderjahres zu errechnen ist und im Fall einer zwischenzeitlichen 

Erhöhung von Betriebskosten oder den öffentlichen Abgaben um höchstens 10 vH 

überschritten werden darf. Der Vermieter hat die im Lauf des Kalenderjahres fällig 

gewordenen Betriebskosten und öffentlichen Abgaben spätestens zum 30. Juni des 

folgenden Kalenderjahres abzurechnen; er hat die Abrechnung an einer geeigneten Stelle 

im Haus zur Einsicht durch die Hauptmieter aufzulegen und den Hauptmietern in geeigneter 

Weise Einsicht in die Belege - bei Belegen auf Datenträgern Einsicht in Ausdrucke der 

Belege - zu gewähren. Auf Verlangen eines Hauptmieters sind von der Abrechnung und 

(oder) den Belegen auf seine Kosten Abschriften (Ablichtungen, weitere Ausdrucke) 

anfertigen zu lassen. In den Fällen einer Jahrespauschalverrechnung beginnt die einjährige 

Frist zur Geltendmachung der Betriebskosten und öffentlichen Abgaben mit Ablauf des 

Kalenderjahres zu laufen, in dem die Betriebskosten und öffentlichen Abgaben gegenüber 

dem Vermieter fällig geworden sind. Ergibt sich aus der Abrechnung ein Überschuss 



zugunsten der Hauptmieter, so ist der Überschussbetrag zum übernächsten Zinstermin 

zurückzuerstatten. Ergibt sich aus der Abrechnung ein Fehlbetrag zu Lasten der 

Hauptmieter, so haben die Hauptmieter den Fehlbetrag zum übernächsten Zinstermin zu 

entrichten. 

 

§ 1097 ABGB 

§ 1097. Werden Ausbesserungen nötig, welche dem Bestandgeber obliegen, so ist der 

Bestandnehmer bei sonstigem Schadenersatz verpflichtet, dem Bestandgeber ohne Verzug 

Anzeige zu machen. Der Bestandnehmer wird als ein Geschäftsführer ohne Auftrag 

betrachtet, wenn er auf das Bestandstück einen dem Bestandgeber obliegenden Aufwand 

(§ 1036) oder einen nützlichen Aufwand (§ 1037) gemacht hat; er muss aber den Ersatz 

längstens binnen sechs Monaten nach Zurückstellung des Bestandstückes gerichtlich 

fordern, sonst ist die Klage erloschen. 

 

§ 9 Abs. 1 MRG 

§ 9. (1) Der Hauptmieter hat eine von ihm beabsichtigte wesentliche Veränderung 

(Verbesserung) des Mietgegenstandes dem Vermieter anzuzeigen. Lehnt der Vermieter 

nicht innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Anzeige die beabsichtigte Veränderung 

ab, so gilt seine Zustimmung als erteilt. Der Vermieter kann seine Zustimmung und eine 

erforderliche Antragstellung bei der Baubehörde nicht verweigern wenn, 

1 die Veränderung dem jeweiligen Stand der Technik entspricht, 

2. die Veränderung der Übung des Verkehrs entspricht und einem wichtigen Interesse des 

Hauptmieters dient, 

3. die einwandfreie Ausführung der Veränderung gewährleistet ist, 

4. der Hauptmieter die Kosten trägt, 

5. durch die Veränderung keine Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen des 

Vermieters oder eines anderen Mieters zu besorgen ist, 

6. durch die Veränderung keine Schädigung des Hauses, im besonderen keine 

Beeinträchtigung der äußeren Erscheinung des Hauses, erfolgt, 

7. die Veränderung keine Gefahr für die Sicherheit von Personen und Sachen bewirkt. 
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